
1 

 

ENCAVIS AG 

Hamburg 

Schriftlicher Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung über die teilweise 

Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2021 im Oktober 2021 unter Ausschluss des 

Bezugsrechts 

Der Vorstand hat folgenden schriftlichen Bericht über die teilweise Ausnutzung des 

Genehmigten Kapitals 2021 im Oktober 2021 unter Ausschluss des Bezugsrechts erstattet: 

Auf Grundlage von Beschlüssen des Vorstands und des Aufsichtsrats vom 1. Oktober 2021 

wurde das Genehmigte Kapital 2021 (§ 6 der Satzung) im Oktober 2021 in Höhe von EUR 

1.115.252,00 teilweise ausgenutzt. Dabei wurde das Bezugsrecht der Aktionäre im Rahmen der 

Erhöhung des Grundkapitals, die mit Eintragung der Durchführung im Handelsregister des 

Amtsgerichts Hamburg am 4. Oktober 2021 wirksam wurde, ausgeschlossen. Im Rahmen 

dieser Kapitalerhöhung wurde das Grundkapital der Gesellschaft von EUR 147.862.698,00 um 

EUR 1.115.252,00 auf EUR 148.977.950,00 durch Ausgabe von 1.115.520 neuen, auf den 

Inhaber lautende Stückaktien mit einem anteiligen Betrag am Grundkapital von je EUR 1,00 

und mit Gewinnanteilsberechtigung ab dem 1. Januar 2021 (die „Neuen Aktien“) gegen 

Sacheinlage erhöht (die „Sachkapitalerhöhung“). Der auf die Neuen Aktien entfallende Anteil 

am Grundkapital beträgt ca. 0,8 % des zum Zeitpunkt der Eintragung der Ermächtigung, also 

am 4. Juni 2021, bestehenden Grundkapitals und ca. 0,75 % des im Zeitpunkt der Ausnutzung 

der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals der Gesellschaft. 

Die Encavis Finance B.V., eine Tochtergesellschaft der Encavis AG mit Sitz in Rotterdam, 

emittierte in den Jahren 2017 und 2019 Schuldverschreibungen (WKN: A19NPE / ISIN: 

DE000A19NPE8) („Anleihe“). Die Anleihe wurde im Freiverkehr der Börse Frankfurt 

gehandelt. Die Pflichtwandlung der Anleihe wurde am 28. August 2021 bekannt gemacht. 

Aufgrund der Erklärung der Pflichtwandlung wandelte sich der Anspruch der Anleihegläubiger 

auf Rückzahlung der Anleihe nebst Zinsen am 4. Oktober 2022 (der „Pflichtwandlungstag“) in 

einen Lieferanspruch auf Aktien der Gesellschaft (der „Lieferanspruch“). Gemäß den 

Anleihebedingungen erhält ein Anleihegläubiger für eine Anleihe im Wert von EUR 100.000 

einen Lieferanspruch auf 14.117,12 Aktien der Gesellschaft. Die überwiegende Anzahl der 

erforderlichen Aktien zur Erfüllung der Lieferansprüche wurde aus dem Bedingten Kapital 

2017 und dem Bedingten Kapital 2018 geschaffen. Aufgrund einer Unterdeckung des 

Bedingten Kapitals 2017 und des Bedingten Kapitals 2018 wurde ein sehr kleiner Teil der 

Aktien aus dem Genehmigten Kapital 2021 geschaffen. 
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Ein Anleihegläubiger trat 79 Ansprüche auf Rückzahlung der Anleihe, die entsprechend den 

Anleihebedingungen mit Wirkung zum Pflichtwandlungstag am 4. Oktober 2021 zum Bezug 

von 1.115.252 Aktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals in Höhe 

von insgesamt EUR 1.115.252,00 berechtigen, an die DZ BANK AG Deutsche Zentral 

Genossenschaftsbank ab (die „Anteiligen Ansprüche“). Die Neuen Aktien dienten zur 

Erfüllung der Anteiligen Ansprüche.  Die Neuen Aktien wurden durch die DZ BANK AG 

Deutsche Zentral Genossenschaftsbank, Frankfurt am Main („DZ BANK“) zum geringsten 

Ausgabebetrag in Höhe von EUR 1,00 ohne Aufgeld je Neuer Aktie gezeichnet. Die DZ BANK 

übernahm die Neuen Aktien mit der Verpflichtung zur Weiterleitung an die Wandlungsstelle 

gemäß den Bedingungen der Anleihe („Emisionsbedingungen“) zur Sicherstellung der 

Abwicklung der Pflichtwandlung am Pflichtwandlungstag. Die Ausgabe der Neuen Aktien 

erfolgte mit Gewinnbezugsrecht ab dem 1. Januar 2021. 

Nach § 6 der Satzung war der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats ermächtigt, das 

Bezugsrecht der Aktionäre bei Kapitalerhöhungen, insbesondere zum Verwässerungsschutz, 

um Inhabern der Wandlungs- und Optionsrechte, die von der Gesellschaft oder von ihren 

Konzernunternehmen im Sinne des § 18 AktG ausgegeben wurden oder werden, ein Bezugrecht 

auf neue Aktien in dem Umfang zu gwähren, wie es ihnen nach Ausübung ihres Wandlungs- 

und Optionsrechts zustünde. Das Bezugsrecht der Aktionäre wurde ausgeschlossen. Vorstand 

und Aufsichtsrat machten hierbei von der Ermächtigung aus § 6 der Satzung Gebrauch, das 

Bezugsrecht der Aktionäre nach § 221 Abs. 4 AktG i.V.m. § 186 AktG in Bezug auf die Neuen 

Aktien auszuschließen.  

Der Bezugsrechtsausschluss war geeignet und erforderlich, um den Anleihegläubigern die 

Lieferung von Neuen Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach der 

Pflichtwandlung gemäß den Emissionsbedingungen zustand. Eine Sachkapitalerhöhung mittels 

eines Bezugsrechtsausschlusses ist generell geeignet, die Sacheinlagegenstände durch den 

Inferenten zu erwerben. Der Bezugsrechtsausschluss war erforderlich, da eine Pflichtwandlung 

ohne die Einlage der Anteiligen Lieferansprüche im Wege der Sacheinlage nicht ohne 

Bezugsrechtsausschluss der Aktionäre möglich. Eine Durchführung einer 

Bezugsrechtsemission im Wege einer Sacheinlage erfordert, dass sämtliche Aktionäre über den 

Sacheinlagegenstand verfügen können, um ihr Bezugsrecht auszuüben. Dies ist allerdings bei 

der Sacheinlage von Lieferansprüchen von Anleihegläubigern nicht möglich. 

Die vorzeitige Pflichtwandlung der Anleihe ermöglichte die Wandlung in einer Transaktion 

anstatt in mehreren individuellen Wandlungen. Hierdurch wurde die Effizienz des 

Wandlungsprozesses erheblich gesteigert. Der hierzu erforderliche Bezugsrechtsausschluss zur 

Schaffung der erforderlichen Anzahl der Aktien zur Erfüllung der Lieferansprüche der 

Anleihegläubiger lag damit auch im Interesse der Aktionäre. 
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Der Umfang der Kapitalerhöhung unterschritt deutlich die vom Vorstand auferlegte freiwillige 

Selbstbeschränkung unter Ausschluss des Bezugsrechts bei Kapitalerhöhungen ausgegebenen 

Aktien einen anteiligen Betrag von 20 % des Grundkapitals – weder im Zeitpunkt der 

Beschlussfassung noch, falls dieser Wert geringer ist, im Zeitpunkt der Ausübung dieser 

Ermächtigung – nicht zu übersteigen. 

Hamburg, im April 2022 

ENCAVIS AG 

Der Vorstand 


